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Stellungnahme zum Entwurf Rechnungslegungs Interpretation Nr. 1 (E-RIC 1) 
Verwertung und Entsorgung von Elektroschrott 
 

 

Sehr geehrte Frau Knorr, 

 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Entwurf der Rechnungslegungs Interpretation Nr. 1 

„Verwertung und Entsorgung von Elektroschrott" Stellung nehmen zu dürfen. Unsere Anmerkun-

gen finden Sie in der Anlage. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
(Schmidt-Keßeler) 

Hauptgeschäftsführerin 

 

 

Anlage 

 



 
 
 

Stellungnahme zum Entwurf Rechnungslegungs Interpretation Nr. 1 (E-RIC 1) 
Verwertung und Entsorgung von Elektroschrott 

 
 
 
 
Zu Frage 1: 
 

Die Verneinung der Rückstellungspflicht für das In-Verkehr-Bringen historischer Altgeräte privater 

Nutzer ist sachgerecht und entspricht IAS 37. 

 

Begründung: Die Verantwortung für die Finanzierung der Kosten für die Entsorgung historischer 

Altgeräte liegt anteilsmäßig bei allen Herstellern, die zum Zeitpunkt des Anfalls der jeweiligen Kos-

ten auf dem Markt vorhanden sind. Somit knüpft die rechtliche Verpflichtung nicht an ein verpflich-

tendes Ereignis der Vergangenheit im Sinne von IAS 37.17 an. Wir halten es jedoch für sachge-

recht, wenn in die Notes ein Hinweis auf die mögliche Verpflichtung aufgenommen werden muss 

und schlagen eine entsprechende Ergänzung vor. 

 

Zu Frage 2: 
 

1. Wir befürworten die Begründung einer grundsätzlichen Rückstellungsverpflichtung für die Ent-

sorgungsverpflichtung kommerziell genutzter historischer Altgeräte, die nicht ersetzt werden 

sollen.  

 

Begründung: Die Anschaffung des Altgerätes stellt das verpflichtende Ereignis im Sinne von 

IAS 37.17 dar. Es liegt in der Vergangenheit und ist unabhängig von der künftigen Geschäftstä-

tigkeit. 

 

2. Für kommerziell genutzte historische Altgeräte, die voraussichtlich vor dem 13.08.2005 ersetzt 

werden, ist bis zu einer Umsetzung des nationalen Wahlrechtes, die ggf. eine (teilweise) Kos-

tenübernahme durch den kommerziellen Nutzer vorsieht, ebenfalls eine entsprechende Rück-

stellung zu bilden. Bleibt die Kostenübernahme durch gesetzliche Vorgaben entsprechend Arti-

kel 9 Abs. 2 der Richtlinie beim Hersteller, ist eine Rückstellung aufzulösen. Entsprechend soll-

te ergänzt werden: „Für die Entsorgung historischer Altgeräte besteht grundsätzlich eine Rück-

stellungspflicht gemäß IAS 37 beim kommerziellen Nutzer wenn das Gerät vor dem 13.08.2005 
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ersetzt wird oder bis zu dem Zeitpunkt, an dem er durch eine anderweitige Regelung hiervon 

entlastet wird. 

 

Zu Frage 3: 
 

1. Wir befürworten eine Rückstellungspflicht beim Hersteller des Ersatzgerätes für kommerziell 

genutzte historische Altgeräte, die nach dem 13. August 2005 ersetzt werden, im Zeitpunkt der 

Lieferung des Ersatzgerätes.  

 

Begründung: Bei Lieferung entsteht voraussichtlich eine Verpflichtung des Herstellers des Er-

satzgerätes zur Entsorgung des historischen Altgerätes. Den einschränkenden Hinweis auf die 

mögliche Miteinbeziehung des kommerziellen Nutzers in die Entsorgungsverpflichtung durch 

den Gesetzgeber halten wir für sachgerecht.  

 

2. Zur Klarstellung sollte in Tz 11 b . Satz 2 ergänzt werden: ... beim Hersteller des Ersatz- 

gerätes ... 

 

Begründung: Es sollte klargestellt werden, dass die Rücknahmeverpflichtung und damit die 

Rückstellungspflicht nicht beim Hersteller des historischen Altgerätes liegt, sondern beim Her-

steller des Ersatzgerätes. 

 

3. Entscheidender Zeitpunkt für die Beurteilung der Rückstellungsverpflichtung gem. Tz 11 b 

Satz 3 ist unserer Auffassung nach nicht der 13. August 2005, sondern der Zeitpunkt des In-

krafttretens der nationalen Umsetzung der Richtlinie bzw. der Zeitpunkt der Verkündigung des 

Gesetzes. Diese Klarstellung sollte aufgenommen werden. 


